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Vertragliche Widerrufsregelung


MUSTERFORMULIERUNG

1. Der Arbeitgeber ist berechtigt, für die Zukunft das Recht zur privaten Nutzung des Dienstwagens zu widerrufen und die Herausgabe des Dienstwagens zu verlangen, wenn 
· sachliche Gründe vorliegen und 
· sich die regelmäßige Gesamtvergütung des Arbeitnehmers durch den Entzug der privaten Nutzungsmöglichkeit des Dienstwagens um weniger als 25 Prozent verringert.

2. Ein sachlicher Grund liegt insbesondere vor, wenn 
· der Arbeitnehmer den Dienstwagen vertragswidrig nutzt, 
· der Arbeitgeber den Arbeitnehmer berechtigt von seiner Verpflichtung zur Arbeitsleistung freigestellt hat, 
· dem Arbeitnehmer die Fahrerlaubnis für die Dauer von mindestens drei Monaten entzogen wird oder 
· der Arbeitnehmer eine neue Tätigkeit übernimmt, bei der er im Gegensatz zur bisherigen Tätigkeit keinen Dienstwagen benötigt.

3. Im Fall des Widerrufs ist der Arbeitnehmer zur unverzüglichen Herausgabe des Dienstwagens samt Schlüssel, Fahrzeugpapieren, Tankkarte und sonstigem Zubehör am Sitz des Arbeitgebers verpflichtet. Ein Anspruch auf eine Entschädigung für die entgangene private Nutzungsmöglichkeit besteht nicht.





	Wichtiger Hinweis: Der Inhalt ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die Redaktion prüft ihn regelmäßig und passt ihn gegebenenfalls an. Gleichwohl schließen wir Haftung und Gewähr aus, da die Materie komplex ist und sich ständig wandelt. Muster dienen als Vorlage und sind individuell anzupassen.

Haben Sie noch Fragen? Schreiben Sie uns: kontakt@iww.de
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Praxiswissen auf den Punkt gebracht.
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